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Internationale Sanitätspflege und Sanitäfsverwaltung. Von 
Dr. W. Pichler in Wien. 

Mittheitungen aus der Praxis: 

Das Ehehinderniß des 8 64 a. b. G. B. trifft bei Ehen zwiſchen Confeſſious⸗ 
loſen und Israeliten nicht zu. 3 

Den geiſtlichen Aemtern ſteht ein Recursrecht gegen Entſcheidungen der po⸗ 

litiſchen Behörden in Eheſachen nicht zu. 

Dienſte für Gemeinde⸗Erforderniſſe können nicht im polizeilichen Strafwege ſei⸗ 
tens der Gemeindevorſtehung von den Leiſtungspflichtigen erzwungen werden. 

Die Eröffnung einer befonderen landtäflichen Einlage für eine von einem land⸗ 
täflichem Gute abgetrennte Grundarea iſt von der Zuſtimmung der k. k. 
Statthalterei bedingt. 

Reciproke Nichtvergütung von Gemeinde-Armen⸗Verpflegskoſten an Gemeinden 
in Croatien. 

Verordnung. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


alt. 


Internationale Sanitätspflege und Sanitätsver- 
waltung.) 
Von Dr. W. Pichler in Wien. 
r 
In neueſter Zeit, ſeitdem Eiſenbahnen und Dampfſchiffe ihren 


| So wie der Welt⸗ und Binnenhandel hat nun beſonders der 
Staatenverkehr einen internationalen Charakter angenommen, und 
gewiſſermaßen, allerdings nicht im Sinne gewiſſer Revolutionäre, könnte 
man bereits heute von den Vereinigten Staaten von Europa ſprechen. 
Der Weltverkehr, von jeher international, machte ein internationales 
Handelsrecht, deſſen Kryſtalliſationspunkte bereits vorhanden ſind, zu 
einem unabweislichen Bedürfniß. In Verfolgung des internationalen 
Gedankens ſahen wir internationale Poſt⸗ und Telegraphen⸗Conventionen 
ins Leben treten und ſehen wir, wie man ſogar beſtrebt iſt, deu Krieg, 
ſeit dem Beſtehen der Geſellſchaft das ſich durch ewige Zeiten fort⸗ 
| erbende größte Unrecht, mit einem internationalen Rechtsgewande zu 
bekleiden. Auf keinem anderen Gebiete jedoch ſcheint einträchtiges inter⸗ 
nationales Zuſammenwirken zum Wohle der europäiſchen Staaten⸗ 
familie dringender und zwingender als auf dem Gebiete der öffentlichen 
Sanitätspflege und Sanitätsverwaltung. Hier handelt es ſich um das 
Leben der Staatsbürger oder mindeſtens um ihre Geſundheit, in letzter 
Inſtanz alſo um die Exiſtenz des Staates. „In der Geſundheitspflege, 
jagt Stein ), liegt das Gebiet wo das höhere Verſtändniß des 
öffentlichen Werthes der Geſundheit aller Einzelnen beginnt, und wo 
die Wiſſenſchaft dieſem Verſtändniß zu Hilfe kommen und Mittel und 


Wege für das große Ziel angeben muß. Es liegt daher in der Natur 


der Sache, daß dies Gebiet das jüngſte und unentwickeltſte des ganzen 
Geſundheitsweſens iſt; ſeine Anerkennung liegt noch mehr in dem 
Gefühle als in dem Syſtem der Geſetze und dem der Maßregeln der 


enormen Aufſchwung genommen haben, find die ſocialen Verhältniſſe Verwaltung; es iſt klar, daß gerade hier die Wifſenſchaft die 


der europäiſchen Bevölkerung vielſeitig geändert worden. Während ehe⸗ 
dem jeder einzelne Staat, geographiſch und politiſch genommen, ein 
geſchloſſenes Ganze darſtellte, das ſich ſelbſt Zweck war, liegen die 
Dinge heute anders. Gegenwärtig kann man mit Fug und Recht 
Europa als eine zuſammengehörige Staatenfamilie betrachten, deren 
Mitglieder ſich auch ſchon nach Amerika — vereinigte Staaten, Bra⸗ 
ſilien — abgezweigt haben Der einzelne Staat kann heute nicht mehr 
ſich ſelbſt als Endzweck betrachten; er muß in ſeinen Vorkehrungen 
und Handlungen ebenſo wie das eigene Wohl und Wehe auch die 
Intereſſen der übrigen, und beſonders der Nachbarſtaaten mit in den 
Kreis ſeiner Eutſchlüſſe ziehen. Und jeder einzelne unſerer Staaten⸗ 
Complexe thut dies gerne; weiß er doch, daß auch der andere Staat 
Reciproeität üben und das Wohl und Wehe des Nachbarn nicht ſchnöde 
hintanſetzen würde. 

) Wir veröffentlichen dieſen aus der Feder eines Fachmannes (Arztes) her⸗ 
rührenden Aufſatz, weil derſelbe unbeſtreitbar richtige Anſichten über die Be⸗ 
deutung der ſtaatlichen Sanitätsverwaltung und der internationalen Sani⸗ 
tätspflege in überzeugender Weiſe und mit manchem recht intereſſanten Detail 
darlegt; die pofitiven organiſatoriſchen Vorſchläge des Autors 
auf Creivung eines „Miniſter iums für Geſundheitspflege“ oder 
doch eines von dem Verwaltungsminiſterium geſouderten ſelbſtſtändigen und 
überdies zum unmittelbaren internationalen Verkehre mit analogen Aemtern 
anderer Staaten berechtigten „Reichsgeſundheitsamtes“, welches be⸗ 
rathend ſein, und zugleich Executive haben ſoll — halten wir für unzweck⸗ 
mäßig und undurchführbar. (Anmerkung der Redaction.) 


gefährlichen oder nützlichen Thatſachen und die Princi⸗ 
pien des Fortſchritts aufſtelleu, die Geſetzgebung die leitenden 
Grundſätze geben und die Selbſtverwaltung ſie ausführen ſoll“. 

Die Wiſſenſchaft iſt in dieſem Falle die Mediein und in den 


1 Zeilen wollen wir nun verſuchen, die Principien des Fort⸗ 


ſchrittes, wie fie uns die wiſſenſchaftliche Erfahrung an die Hand 

gibt, jo wie die leitenden Grundſätze in weiten Zügen zu ſkizziren, 

nach welchen die Geſetzgebung und die Verwaltung jene Reſultate der 

Wiſſenſchaft ausführen ſollten. Wie es die Natur der Sache mit ſich 
bringt, werden die folgenden Auseinanderſetzungen einen ſtarken medi⸗ 

einiſchen Beigeſchmack erhalten; möge ſich der geehrte Leſer dadurch 

nicht abhalten laſſen, dem Gedaukengange des Antors nur kurze Zeit 

zu folgen. 

II. 

Bevor au die Regelung der internationalen Sanitätspflege und 
Sanitätsverwaltung gedacht wird, ſcheint es nothwendig, der Pflege 
des öffentlichen Geſundheitswohls im eigenen Hauſe ein größeres 
Augenmerk zuzuwenden als dies bis jetzt der Fall iſt. Wir beſitzen 
Miniſterien für Volkswirthſchaft, aber kein Miniſterium für Volksgeſundheit. 
Und doch iſt die Baſis einer geſunden Volkswirthſchaft ein geſunder 
Menſch; iſt die Bevölkerung krank, dann krankt auch die Arbeit, dann 
krankt der Erwerb und die ganze Volkswirthſchaft liegt darnieder. Es 


*) Stein, Handbuch der Verwaltungslehre S. 81. 


\ 


gilt alfo vor Allem, der Geſunderhaltung der Bevölkerung die be⸗ 
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einer höchſt ungeſunden zu einer der geſundeſten Städte Europa's zu 


ſonderſte Aufmerkſamkeit zuzumenden und alle Momente zu entfernen machen. Aus dieſer einzigen Thatſache läßt ſich ſchließen, welche Er⸗ 


oder hinwegzuräumen, die etwa ſchädlich auf den öffentlichen Geſund⸗ 
heitszuſtand einwirken könnten. Die Bedeutung der öffentlichen Ge⸗ 


ſundheitspflege kennzeichnet ſich ſehr gut in einem geflügelten Worte 


Virchow's: Gebt uns erſt Geſundheit, dann Bildung. 

Nun läßt ſich nicht läugnen, daß auch gegenwärtig die Pflege 
des öffentlichen Geſundheitswohles nicht ganz vernachläſſigt wird; es 
geſchieht aber eben nicht ſo viel, als der Bedeutung der Sache ent⸗ 
ſprechend geſchehen ſollte. Das geſammte Sanitätsweſen bildet gegen⸗ 
wärtig eine Abtheilung des Miniſteriums des Innern, und doch hat 
dasſelbe eine Ausdehnung, eine Bedeutung, eine Wichtigkeit, daß deſſen 
Leitung ſo wie die der Volkswirthſchaft in einem eigenen Miniſterium 
centraliſirt fein müßte. Das Minifterium für Volksgeſundheits⸗ 
pflege müßte ein Organ fein, welches Alles dasjenige ſammelt, zu⸗ 
ſammeuholt, veranlaßt, überwacht, verhütet und verbietet, was dem 
allgemeinen Geſundheitswohl zuträglich, beziehungsweiſe abträglich ſein 
könnte. Die berathenden und Executivorgane, welche wie z. B. Bezirks⸗ 
ärzte. Sanitätsräthe, dem Verwaltungsorganismus des Innern ein⸗ 
gefügt find, müßten aus dieſem ausgeſchieden und dem neuen Central⸗ 
Geſundheitsamte einverleibt werden oder in amtliche Beziehungen zu 
dem neuen Mimiſterium treten. 

Man könnte einwenden, daß es ſich hier nur um Worte handle. 
Entſchieden nicht. So lange das Sanitätsweſen in das Reſſort des 
Miniſteriums des Innern gehört, wird dasſelbe immer nur Stück⸗ 
werk bleiben. Der Miniſter hat an ſo vieles „Wichtigere“ zu denken, 
daß ihm, ſelbſt wenn er den geiſtigen Ueberblick über das Große und 
Ganze ſein eigen nennen könnte, nur wenig Zeit für die Förderung 
des öffentlichen Geſundheitswohles übrig bleibt. Und was das Organ 
des Miniſters, den durch das Geſetz vom 30. April 1870 ſyſtemifirten 
Referenten für Sanitätsangelegenheiten im Miniſterium des Innern 
betrifft, ſo iſt ſeine Zeit vollauf in Anſpruch genommen, wenn er in 
einem ſo ausgedehnten Staate wie Oeſterreich alle ihm vom Geſetze 
ausdrücklich zur Beſorgung vorbehaltenen Geſchäfte erledigen ſoll. Die 
Summe dieſer Geſchäfte iſt ſo groß, ſo umfangreich, daß es kaum 
begreiflich erſcheint, wie es möglich iſt, daß ein Miniſterialrath mit 
dem ihm beigegebenen Miniſterialſecretär, ſelbſt wenn ihm eine berathende 
Körperſchaft wie er Reichsſanitätsrath zur Seite ſteht, dieſelben er⸗ 
ledigt und aufarbeitet. Wenn dieſer Leiter des Sanitätsweſens ein noch 
ſo tüchtiger Verwaltungsbeamter, eine noch ſo tüchtige Arbeitskraft iſt, 
ſo kaun und wird ihm Niemand daraus einen Vorwurf machen, wenn 
ihm die ſchöpferiſche Kraft der Initiative, die Orginalität großer Ideen 
abgeht. Und wenn an uns die Frage gerichtet wird, was auf dem Gebiete 
der öffentlichen Geſundheitspflege ſeit einer langen Reihe von Jahren 
bei uns Epochemachendes, Großartiges oder auch nur über das Niveau 
des Alltäglichen Hervorragendes geleiſtet wurde, ſo werden wir um 
eine Antwort ſehr verlegen ſein. Daß dem ſo iſt, liegt nicht an den 
Perſonen, ſondern am Syſtem. Zu den Pflichten eines eiſrigen, pflicht 
getreuen Verwaltungsbeamten gehört es ſicher nicht, ein Genie zu fein. 

Ein ſolches oder mindeſtens ein tüchtiges organiſatoriſches Talent 
brauchen wir, um es als ſelbſtſtändigen Leiter an die Spitze eines 
oberſten Geſundheitsamtes zu ſtellen. Dieſes müßte eine Centralbehörde 
mit der entſprechenden Anzahl von Beamten vorſtellen, welches die in 
Bezug auf öffentliches Geſundheitswohl erforderlichen Staatsgeſetze vor⸗ 
bereitet, die nöthigen Verfügungen erläßt, Erhebungen und Nach⸗ 
forſchungen an vielen Orten in gleichem Sinne und in gleicher Weiſe 
veranlaßt; den Gemeinden und ihren Sanitätsorganen die richtige 
Grundlage ihres Wirkens und die geeigneten Inſtructionen ertheilt, mit 
einem Worte eine Centralbehörde, welche Allem, was ſich auf öffentliche 
Geſuudheitspflege bezieht, eine fortdauernde, ſtete, allgemeine Ueber⸗ 
wachung und Förderung zu Theil werden läßt. 


folge ein oberſtes Geſundheitsamt haben müßte, welches bei aller Sorge 
um das Einzelne auch den klaren Blick für das Ganze bewahrte 
und mit feiner Obſorge Alles umfaßte, was die hygieniſche Wohlfahrt 
der Bevölkerung im letzten Dorfe des Reiches zu befördern geeignet iſt. 

Im deutſchen Reiche hat man die Bedeutung und Erſprießlichkeit 
einer ſolchen Centralbehörde für öffentliche Hygiene ebenfalls erkannt, 
und in der jüngſten Zeit iſt man daſelbſt auch bereits zur That ge⸗ 
ſchritten durch Gründung eines allgemein deutſchen Reichs⸗ 
geſundheitsamtes. 

Für eine anzubahnende internationale Sanitätspflege und Sani⸗ 
tätsverwaltung wären ſolche in allen Staaten beſtehende Central⸗ 
ſtellen für öffentliche Geſundheitspflege, gleichgiltig ob dieſelben nun 
den Namen von Miniſterien oder Reichsgeſundheitsämtern führen, 
von höchſtem Belange. Wir können uns den directen perſönlichen 
Verkehr der Miniſter des Innern zweier Staaten in amtlichen An⸗ 
gelegenheiten nicht leicht vorſtellen, und in der Regel iſt auch 
allgemein das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten die Ver⸗ 
mittlungsinſtanz. Dadurch hat unläugbar der internationale Verkehr 
etwas Schleppendes, Schwerfälliges, Hemmendes. Unter Aerzten, und 
jedesfalls müßte ein Arzt an der Spitze des Reichsgeſundheitsamtes 
ſtehen, beſteht ſeit jeher wie unter Freimaurern, eine gewiſſe Leichtigkeit 
des Verkehrs. In hygieniſchen Dingen, z. B. beim Ausbruche von 
Volksſeuchen, kann es im gegebenen Falle ſehr wichtig werden, ſich 
über einzelne Fragen raſch und und im kurzen Wege zu verſtändigen, 
um die entſprechenden gleichartigen Maßregeln raſch und gleichzeitig in 
Ausführung zu bringen. Wie viele Verhandlungen müßten ſtattfinden, 
wie viele Noten müßten gewechſelt werden, wie viele Acten müßten 
auflaufen ehe es z. B. gelänge, zwiſchen den Miniſtern des Innern 
dreier Staaten in einer beſtimmten Frage eine Uebereinſtimmung zu 
erzielen. Dagegen iſt es für uns unzweifelhaft, daß Männer wie 
Sigmund in Wien, Pettenkofer in München, Fauvel in Paris, 
Simon in London in kürzeſter Zeit, durch ein einfaches Privatſchreiben 
in einer gemeinſamen Frage ſchlüſſig werden. 

Alſo vor Allem Gründung von Centralbehörden für öffent⸗ 
liche Geſundheitspflege mit hervorragenden fachmänniſchen Gelehrten von 
anerkannter Tüchtigkeit an der Spitze. 


III. 


Auf eine beſtimmte Zeit und einen beſchränkten Raum beſitzen 
wir ſeit einem Decennium ein Stück internationale Sanitätspflege, 
welche für alle Staaten Europa's fo wie für einige amerikaniſche Staaten 
Geltung hat. Es iſt dies die Genfer Convention. Die ſegensreichen Folgen 
derſelben, welche man in den letzten Kriegen kennen zu lernen Ge⸗ 
legenheit hatte, ſind allbekannt. Wir glauben aber dieſe für die Pflege 
des verwundeten Kriegers ſo wichtige internationale Uebereinkunft in 
Bezug auf ihr Entſtehen etwas eingehender beſprechen zu ſollen, weil 
wir daraus erſehen, welcher unbedeutenden Mittel es bei gutem Willen 
bedarf, um die ſegensreichſten internationalen Sanitätsmaßregeln in's 
Leben zu ruſen, und daß, wo der erſte Wurf ſo glücklich gelungen, 
man ſich nicht ſollte abſchrecken laſſen, auf der eröffneten Bahn mit 
Conſequenz fortzuſchreiten. 

Wiederholt war ſeit Decennien von philantropiſchen Aerzten der 
Gedanke ausgeſprochen worden, es mögen Schritte gethan werden, um 
das herbe Loos des verwundeten Kriegers zu mildern. Der verwundete 
Soldat ſollte nicht mehr als Feind erſcheinen, ſondern neutral ſein; 
ebenſo ſollten die mit der Heilung und Pflege der Verwundeten be⸗ 
trauten officiellen Aerzte ſich einer Unverletzlichkeit erfreuen, wie etwa 
der Prieſter in ſeinem Gotteshauſe. Nur auf dieſe Art würde der 
Arzt in den Beſitz der ihm ſo nöthigen Ruhe, Kaltblütigkeit und mo⸗ 


Die Schaffung eines oberſten Geſundheitsamtes geht allerdings raliſchen Kraft gelangen, während der Soldat durch einen ſolchen Schutz 
zum Theil auch die Legislative an; es iſt aber auch nicht entfernt ſeines Lebens im Falle der Verwundung eine Gewähr für Verminderung 


daran zu zweifeln, daß unſer Parlament auch nur einen Augenblick anſtehen 
werde, die Koſten, welche das neue Miniſterium in Anſpruch nehmen 
würde, mit der größten Liberalität zu bewilligen. Es gibt keine pro⸗ 
ductivere Anlage als die, welche die öffentliche Geſundheit befördert. 
Eine einzige großartige hygieniſche Maßregel zum Beiſpiel, die nicht 
vom Staate oder der Regierung, ſondern von der Stadt Wien ausging, 
die Hochquellenleitung, hatte die ſegensreiche Folge, die Morbilität und 
Mortalität in Wien bedeutend herabzudrücken, und die Reſidenz aus 


ſeiner Leiden erblicken würde und moraliſch an Muth gewinnen müßte. 
Der Genfer Henry Dunant fprach 1862 in einem Buche: „Erinnerung 
an Solſerino“, den Gedanken aus, es mögen zur Unterſtützung des Mi⸗ 
litärſanitätsperſonals Hilfsvereine gegründet und das im Dienſte der 
Verwundeten ſtehende Corps der Aerzte und Krankenpfleger durch eine 
Convention, welcher in allen Ländern Geſetzeskraft zu verleihen wäre, 
neutral erklärt werden. 


Der Gedanke fiel auf fruchtbaren Boden. Dr. Mo ynier in 


Genf bemächtigte ſich der Frage, bildete ein Comité, und alsbald 
wurde (October 1863) eine aus ärztlichen und militäriſchen Capacitäten 
ſowie aus Vertretern mehrerer Regierungen beſtehende Conferenz be⸗ 
rufen, welche im Principe über die folgenden Punkte ſchlüſſig wurde: 

1. Bildung von Hilfsvereinen in allen Ländern; 

2. Nentralerklärung der Ambulanzen, Spitäler, der Aerzte, aller 
Jener, die ſich der freiwilligen Krankenpflege widmen, und endlich der 
Verwundeten ſelbſt. 

3. Uebereinkommen über ein gleiches Abzeichen für das Sanitäts⸗ 
perſonale und einer gleichen Fahne für alle Ambulanzen und Spitäler 
in allen Ländern. 

Anfangs ſchienen dieſe Punkte vielen Mächten unannehmbar, von 
militäriſcher Seite wollte man viele Gefahren dahinter wittern; dem 
Wohlwollen des Königs von Preußen und des Kaiſers der Franzoſen 
war es jedoch zu danken, daß nicht ein ganzes Jahr verfloſſen war 
und der fromme Wunſch der Conferenz durch eine förmliche Convention 
ſanctionirt wurde. Am 6. Juni 1864 ließ der Schweizer Bundesrath 
an alle europäiſchen und einige amerikaniſche Staaten eine Einladung 
ergehen zur Beſchickung eines Congreſſes, auf welchem der internationale 
Act förmlich und endgiltig redigirt werden ſollte. Am 8. Auguſt trat 
der Congreß zuſammen. Sechzehn Staaten waren vertreten. Am 22. Au⸗ 
guſt 1864 wurde die Convention unterzeichnet. 

Trotz vereinzelter Angriffe und voreingenommener Kritiken gewann 
die Genfer Convention immer neue Anhänger und in dieſem Augen⸗ 
blicke iſt dieſelbe von allen europäiſchen Mächten anerkannt und unterzeichnet. 

Im deutſchen Kriege 1866 wurden allerhand Mängel der Genſer 
Convention erkannt; ebenſo ließen die Ereigniſſe nach der Seeſchlacht 
bei Liſſa es wünſchenswerth erſcheinen, daß die Principien, auf welchen 
die Genfer Convention bafirt, auch zur See Geltung erlangen. So wie 
bei der Gründung wurden wieder Conferenzen abgehalten, welche zur 
Vervollſtändigung der Convention und zur Ausdehnung derſelben auf 
die Marine führten. 8 

Aus dem Vorgange bei dem Zuſtandekommen der Genfer Con⸗ 
veution ergibt ſich, wie man bei analogen internationalen Sanitäts⸗ 
fragen vorgehen ſollte. Haben Männer der Wiſſenſchaft ſich in einer 
Frage geeinigt, dann ſollte eine oder die andere Regierung — exiſtirten 
bereits Miniſterien für Volksgeſundheitspflege, ſo wäre das ihre Auf⸗ 
gabe — die Sache in die Hand nehmen und auf einer internationalen 
Conferenz zum Abſchluſſe bringen. Man ſollte ſich ſelbſt durch kleine 
Mängel und Unvollkommenheiten nicht abfchrecken laſſen. Die Unvoll⸗ 
kommenheiten laſſen ſich in der Folge beſeitigen, Unebenheiten laſſen 
ſich abſchleifen, inzwiſchen aber haben ſich die internationalen Con⸗ 
ventionen in den Inſtitutionen der Völker eingelebt. 

Wie wir gleich ſehen werden, liegen bereits mehrere für die 
internationale Sanitätspflege wichtige Fragen ſpruchreif vor, und es 
bedarf nur der Conferenzen welche die bezüglichen Punctationen ver⸗ 
faſſen und der Regierungen, welche der abzuſchließenden internationalen 
Convention adhäriren. (Schluß foigt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Das Ehehinderniß des § 6 a. b. G. B. trifft bei Ehen zwiſchen 
Confeſſionsloſen und Israeliten nicht zu. 
Den geiſtlichen Aemtern ſteht ein Necursrecht gegen Ent⸗ 
ſcheidungen der politifchen Behörden in Eheſachen nicht zu ). 
Am 29 October 1875 ſtellten die Brautleute R. R., con⸗ 
ſeſſionslos und P. R., moſaiſcher Religion, bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in T. das Anſuchen um Vornahme des Aufgebotes ihrer be⸗ 
abſichtigten Ehe und um Entgegennahme der feierlichen Erklärung der 
Einwilligung zur Ehe, weil der Rabbiner in T. ſich, laut des von 
ihnen beigebrachten Zeugniſſes ddo. 26. October 1875, 3. 98 weigere, 
das Aufgebot und die Trauung vorzunehmen, da der Bräutigam R. R. 
nicht der moſaiſchen Religion angehöre und er (der Rabbiner) nach 
8 127 a. b. G. B. nur berechtigt und verpflichtet ſei, ſolche Braut⸗ 
leute aufzubieten und zu trauen, welche der moſaiſchen Religion an⸗ 
gehören und ſeinem Rabbinat zuſtändig ſind. 
Dieſem Anſuchen Folge gebend, wurde von der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft unterm 12. Nov. 1875, Z. 10.381 das Eheaufgebot vorgenommen. 


) Vergl. die Mittheilung in Nr. 8. auf S. 32 des Jahrgg. 1875 d. Zeitſchr. 
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| Gegen dieſes Aufgebot hat der Rabbiner in T. mit Berufung 
auf die SS 126 und 127 des a. b. G. B. Einſprache erhoben, welche 
mit dem Erlaſſe der Landesregierung vom 30. November 1875 
S 9554 zurückgewieſen wurde „weil der nach den Vorſchriften des 
a. b. G. B. wenigſtens rückſichtlich des einen Theiles der Brautleute 
zum Aufgebote und zur Trauung berufene Seelſorger laut ſeines Zeug⸗ 
niſſes vom 26. October 1875, 3. 98 die Vornahme der Trauung 
dieſes Brautpaares aus einem, durch die Geſetzgebung des Staates 
nicht anerkannten Hindernißgrunde verweigert hat. — Denn nach 
8 64 des a. b. G. B. beſteht ein Ehehinderniß der Religionsver⸗ 
ſchiedenheit nur zwiſchen Chriſten und ſolchen Perſonen, welche ſich 
nicht zur chriſtlichen Religion bekennen; dieſes Ehehinderniß iſt bei den 
Brautleuten nicht zutreffend, da der Bräutigam als confeſſionslos 
keiner, alſo auch nicht einer chriſtlichen, und die Braut als Israelitin 
gleichfalls nicht einer chriſtlichen Religionsgeſellſchaft angehört. Die von 
dem Rabbiner in ſeinem Zeugniſſe und ſeiner Einſprache für ſeine 
Weigerung berufenen 88 126 und 127 des a. b. G. B. betreffen 
nicht das Weſen des Ehevertrages, ſondern bloß die geſetzliche Form, 
der Eheſchließung und dieſe Form iſt eben in Folge der von dem Rab⸗ 
biner wegen des verſchiedenen religiöſen Glaubens der Brautperſonen 
bethätigten Weigerung in Conſequenz des Art. 14 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 142, welcher die 
volle Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit gewährleiſtet und den Genuß 
der bürgerlichen und politiſchen Rechte als von dem Religionsbekennt⸗ 
niſſe unabhängig erklärt, — nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
25. Mai 1868 zu erfüllen, zumal dieſem Vorgange kein Geſetz, ins⸗ 
beſondere nicht das Geſetz vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51 
über die Ehen von Perſonen, welche keiner geſetzlich anerkannten 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft angehören, entgegenſteht.“ 

Die Landesregierung fügte gleichzeitig bei, „daß im Grunde des 
Art. 2, § 4 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 den geiſtlichen Aemtern, 


ſomit auch dem Rabbiner, ein Recursrecht gegen Entſcheidungen der 
politiſchen Behörden in Eheſachen nicht zuſteht, hiedurch jedoch der 
Weg der wann immer einzubringenden weiteren Beſchwerde nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt.“ 

Dieſemnach wurde der Eheſchließungsaet am 7. December 1875 
durch den Bezirkshauptmann vorgenommen. R—g. 
Dienſte für Gemeindeerforderniſſe können nicht im polizeilichen 
Strafwege ſeitens der Gemeindevorſtehung von dem Leiſtungs⸗ 

pflichtigen erzwungen werden. 

Mit dem Straferkenntniß ddo. 7. Juni 1875 hat der Vorſtand 
der Gemeinde W. den Joſef E. erneuert „wegen Nichtbefolgung der 
Anordnung des Gemeindebeſchluſſes vom 31. December 1874 in Be⸗ 
treff der ſchnelleren Beförderung von Kundmachungen oder Circularien. 
in der Gemeinde von Haus zu Haus in Anbetracht, daß vielfältigen 
Ermahnungen und Warnungen keine Folge gegeben wurde, mit einer 
Ordnungsſtrafe von 2 fl. für die Gemeindecaſſe beſtraft. 

Die dagegen eingebrachte Beſchwerde des E. hat die Be⸗ 
zirkshäuptmannſchaft unterm 13. September 1875 abgewieſen, weil 
das Miniſterium des Innern in einer Entſcheidung vom Jahre 
1873 den Beſchluß des Gemeinde-Ausſchuſſes vom 28. Juli 
1872, betreffend die Beförderung von gemeindeämtlichen Kundmachungen 
durch die Gemeindeglieder als geſetzmäßig, weil im § 88 der Gem.- 
Ord. begründet, erkannt habe *). 

Die Statthalterei hat jedoch dem weiteren Recurſe des E. mit 
Erlaß vom 18. October 1875 Folge gegeben und den Recurrenten 
vom Erlage der Ordnungsſtrafe losgeſprochen, weil es ſich in dem 
vorliegenden Falle nicht um eine ortspolizeiliche Maßregel 
handle und im Sinne der Gemeindeordnung dem Gemeindevorſtande 
nur auf dem Gebiete der Ortspolizei ein Strafrecht zuſtehe. Die Art 
und Weiſe, wie vorzugehen ſei, wenn E. den ihm im Grunde des 
$ 88 der Gem.⸗Ord. auferlegten Gemeindedienſt zu leiſten verweigert, 
ſei durch den letzten Abſatz des § 91 der Gemeinde-Ordnung *) klar 
vorgeſchrieben. 


) ©. Entſcheidung d. M. d. J. v. 3. Auguſt 1873, 8. 9147 mitgetheilt in 

Nr. 52 auf S. 206 des Jahrganges 1873 dieſer Zeitſchrift. . 
8.91 (Alin. 3) der böhm. Gem. Ord. jagt: „Verweigert der Verpflichtete 
die Leiſtung von Dienſten, jo iſt der nach der Abſchätzung (8 88) hiefür 
| entfallende Betrag wie andere Geldleiſtungen einzubringen“. 


= 


Der gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung eingereichten Miniſte⸗ Vergütung von Verpflegskoſten ſeitens der dortigen Gemeinde B. an 
rial⸗Berufung des Gemeindevorſtandes von W. hat das k. k. Mini⸗ die Stadtgemeinde A. (in Croatien) erwiedert, „daß in den dem 
ſterium des Innern unterm 12. Febr. 1876, 3. 433 im Hinblick Miniſterium wiederholt zur Entſcheidung vorgelegenen ſpeciellen Fällen 
auf die Beſtimmungen der SS 88 und 91 der Gemeinde⸗Ordnung keine bisher an dem Grundſatze feſtgehalten worden iſt, daß bei dem Um⸗ 
Folge gegeben. L. ſtande, als laut Eröffnung der königl. croatiſchen Landesregierung vom 

30. Juli 1870, 8. 5835 von Seite Croatiens für die auswärts ver⸗ 

pflegten Kinder eroatiſcher Mütter eine Verpflegskoſteuvergütung uicht 

Die Eröffnung einer beſonderen landtäflichen Einlage für eine von geleiſtet wird, in Handhabung des Reciprocitäts⸗Principes auch eine 
einem landtäflichen Gute abgetrennte Grundarea iſt von der Zu⸗ hierländige Gemeinde nicht verhalten werden kann ſolche Koſten an 
ſtimmung der k. k. Statthalte rei bedingt. eine croatiſche Gemeinde zu vergüten.“ Hiernach hat daher das beſagte 

Mit dem Vertrage vom 27. Februar 1873 verkaufte A. ſein Miniſterium die Landesregierung angewieſen, ſich auch bei Erledigung 
landtäfliches Gut k. an B. Im 18. Abſatze dieſes Vertrages ertheilte des ihr zur Entſcheidung vorliegenden, die Verpflichtung der Gemeinde 
der Käufer die Zuſtimmuug, daß die Gruft der Familie A. in L. B. zum Verpflegskoſtenerſatze pr. 207 fl. 83 kr. für Maria P. be- 
ſammt Anlage, welche dermal zu dem Gute K. gehört, und zwar von treffenden Falles zu benehmen. D. 
der Waldparcelle Nr. 132 die zur Erbauung der Gruftcapelle ſammt 
Stiegenplatz verwendete Area per 48 Quadratklafter nebſt dem Inädi⸗ 
ficate, dann die Anlage um die Gruſt im Ausmaße per 966 Quadrat⸗ Verurdnung. 
klafter, zuſammen alſo eine Area von 1014 Quadratklafter von dem Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 9. Februar 1876, 3. 1688 betreffend 
Gute X. abgetrennt, abgeſchrieben und hiefür eine beſondere landtäfliche. fneuges Einſchreiten der politischen Behörden in Forſtfrevel⸗ Struffüllen. 
Einlage eröffnet und das Eigenthum darauf für A. einverleibt werde. 

Sub praes. 28. März 1874, 3. 8913, bat A. gemeinſchaftlich Ueber Erſuchen des k. k. Ackerbauminiſteriums werden die k. k. Landes⸗ 
mit B. um Abſchreibung dieſer Grundarea von dem Gute X., Er- ſtellen angewieſen, den unterſtehenden politiſchen Behörden eine raſche und unnach— 
öffnung einer neuen landtäflichen Einlage und Vorſchreibung des A. | fichtige Judicatur und Execution in Forſtfrevel⸗Straffällen, namentlich wo es ſich 
als Eigenthümer derſelben, unter Vorlage des Amtszeugniſſes Nr. 1, um vom Staate verwaltete Wälder handelt, eindringlichſt zur Pflicht zu machen 
daß die Tabulargläubiger gegen die beabſichtigte Abtrennung eine Ein⸗ und darüber zu wachen, daß dieſem Auftrage auch Folge geleiſtet werde. 
ſprache nicht erhoben haben. IT an 5 : — 

Ueber Auſuchen des k. k. Landesgerichtes Prag wurde von dem Perſonalien. 

Landesausſchuſſe des Königreiches Böhmen mit Note vom 27. November Seine Majeſtät haben den mit Ti gharakter eines Miniſterial⸗ 
1874, 3. 32208, die Abſchreibung der Grundarea ber 1014 Qua- fertetärs befleibeien MiiferialeWierfereftt in panbelaninkerium dd 
dratklafter von dem Gute X. ſowie die Eröffnung einer neuen Rubrik Wrha und den Commiſſär der Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen 


für dieſen in der königl. Landtafel inneliegenden Grundbeſitz unter der ar, ener al Biege e en Wir g ug e Ab 
; 75 ; Me. - ne „ 9 rial⸗ eretär Dr. Franz Freih. Strobach v. Kleisberg den 
et „Gruft der Familie A. in L.“ im joſefiniſchen Landes⸗ Titel und Charakter eines Miniſterialſecretärs taxfrei verliehen. dit 
ataſter vollzogen. l ö Seine Majeſtät haben den k. und k. Conſularagenten in Drontheim 
Ueber die von dem k. k. Landesgerichte bei der k. k. Statt⸗ Chriſtian Thaulow zum unbeſoldeten Viceconſul und Leiter der k. und k. Con⸗ 
halterei unterm 25. Mai 1875, Z. 8914, geſtellte Anfrage, ob die | Tularagentie daſelbſt ernannt. 


755 : geen 8 ; x An Seine Majeftät haben dem Bürgermeiſter Vincenz Heß in Hacking das 
Eröffnung einer neuen bücherlichen Einlage in der Landtafel bewilliget goldene Verdienstkreuz verliehen. 8 


wird, hat die k. k. Statthalterei auf Grund des § 3 des Geſetzes vom Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher der ſchleſiſchen Vorſtadt von 
5. December 1874, L. G. Bl. 92, eröffnet daß fie hiezu ihre Zu⸗ Königgrätz Wenzel Kostal das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
ſtimmung nicht ertheilen könne, weil ſich die Eröffnung neuer Land- | Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſeeretär Dr. Thomas 
tafeleinlagen für jeden noch ſo geringen. von einem ſelbſtſtändigen Rungg und den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Friedrich 


5 7717 2 3 v. Trentini zu Bezirkshauptmäunern und den Bezirkscommiſſär Otto Freih. 
Gutskörper abgetrennten Theil im Hinblick auf das Weſen und den p. Humbracht zum Statthaltereifectetär in Tirol ernannt. 


Charakter der Landtafel als unſtatthaft darſtellt, Der Miniſter des Innern hat den Dr. Guſtav Ritter v. Koppl in Graz 
Hierauf hat das k. k. Landesgericht das Geſuch abgewieſen. zum ordentlichen Mitgliede des dortigen Landesſauitätsrathes ernannt. 
Das k. k. Oberlandesgericht hat mit der Entſcheidung vom Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Heinrich Frauk zum 


179 Rech srathe bei dem Rechnungsdepartement der Finanzlandesdirection i 
13. September 1875, Z. 23831, dem dagegen von A. eingebrachten Brumm ni 5 en e ce 


Recurſe keine Folge gegeben, zumal die Behauptung des Recurſes, es Der Handelsminiſter hat den Minifteriafconeipiften im Handelsminifterium 
habe vor Erlaſſung des Geſetzes vom 5. December 1874, Nr. 92 Frag el 5 Be ern {or 115 Franz Liharzik 
N U 5 BEN oi h zu iniſterial⸗Viceſecretären im Handelsmimſterium ernannt. 
L. G. Bl., Fl Ingerenz der k k. Statthalterei 1 uf die Bildung DB Der Handelsminiſter hat bei der Generaliuſpection der öſterr. Eiſen⸗ 
Landtafelkörpern nicht beſtanden, unrichtig iſt, indem dieſe Ingerenz bahnen ernannt: zu Inſpeetoren die Commiſſäre Camillo Gerſtenbrand, 
immer beſtand und mit dem Erlaſſe des k. k. Staatsminiſteriums ein⸗ Franz Emanuel Granzner und Julius Glück, dann den Oberingenieur Franz 
verſtändlich mit dem Juſtizminiſterium vom 6. Mai 1866, Z. 8181, e En e Kane tor ker unte hn daa d 55 
; £ 2 : N 0 Engel, Eduard Seling, Karl St 5 Johann Hor ak, daun den Ober⸗ 
25 10 ie — ei — 19 8 . 8 0 ingenieur Kirſchbaum, den Adjuncten der galiz. Karl⸗Ludwigbahn Guſtav 
rundbuchskörpern auch wei erhin als ache der politiſchen ehör en Klimke und den Beamten der öſterr. Nordweſtbahn Karl Reghem. 
deßhalb erklärt wurden, weil die Bildung ſolcher Körper weſentlich Der Handelsminifter hat dem proviſ. Poſtſeeretär Alois Schramm und 
von der geſetzlichen Eigenſchaft der betreffenden Grundſtücke und auch dem Bezirkspoſtcommiſſär Alfred v. Rottenberger ſyſtemiſirte Poſtſeeretärs⸗ 
davon abhängt, ob imd welche Grundſtücke als ſelbſtſtändige Befis- n Her Palbelem mier hat die Poſtcontrolore Alex. Suppantſchitſch 
thümer zu behandeln ſeien und in dem Erlaſſe des Miniſteriums des Joſeph Fiſcher jun., Joſeph Rzih a, Moriz Kuolz, Caſſiau Oberhauſer 
Innern vom 16. Februar 1874, 3. 1580, die obencitirte Miniſte⸗ und Johann Bartl zu Oberpoſteoutroloren in Wien ernannt. 
rialverordnung aufgehoben, nichtsdeſtoweniger aber der der k. k. Statt⸗ + ee m 
halterei auf die Bildung der Landtafelkörper eingeräumte Einfluß aus⸗ Erledigungen. 
drücklich vorbehalten wurde. Zeitſchr. f. Not. u. fr. G. Hilfsämter⸗Adjunctenſtelle bei der Linzer k. k. Finanzdirection in Linz mit 
. dem Titel eines Directors in der neunten Rangsclaſſe eventuell eine Kanzlei⸗ 
Officialsſtelle in der zehnten oder eine Kanzliſtenſtelle in der eilſten Rangsclaſſe, 
bis Eude Mai. (Amtsbl. Nr. 95.) 


a a RL 3 11 ore 9 In der Staatstelegraphenanſtalt werden folgende neu ſyſtemiſirte, in die 
Reciproke Nichtvergütung von Gemeinde⸗alrmen⸗Verpflegskoſten | neunte Rangsclaſſe gereihte Dienſtpoſten beſetzt: a) Eine Verwaltersſtelle in 


an Gemeinden in Ersatien. Tarnopol, b) je eine Coutrolorſtelle in Wien, Prag, Eger, Prerau, Czernowitz, 


8 Migiſteri 5 5 Se Innsbruck, Klagenfurt, Laibach und Spalata mit 1100 fl. Gehalt ꝛc. gegen 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 22. Jänner 1876, Caution bis 20. Mai. (Amtsbl. Nr. 95.) 


3. 684 auf die mit dem Berichte vom 24. December 1875, 3. 9678 Zolleinnehmersſtelle bei der Salzburger Finanzdirection in der eilften 
geſtellte Anfrage der k. k. Landesregierung in Krain hinſichtlich der Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende Mai. (Amtsbl Nr. 97.) 
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